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VERBANDSSATZUNG 

§ 1 Name und Sitz 

Der Verband führt den Namen „Förderverband des Schwert & Mieder e.V. und der LARP- und Mittelalterszene“ (kurz: 

Förderverband Schwert & Mieder e.V.). Er hat seinen Sitz in Augsburg. Der Verband ist in das Vereinsregister des 

Amtsgerichts Augsburg eingetragen. Das Geschäftsjahr des Verbands ist das Kalenderjahr. 

§ 2 Zweck, Mittelverwendung und Aufgaben 

1. Zweck 

Der Zweck des Verbands ist die Förderung eingetragener sowie nicht eingetragener Vereine und Interessensgemeinschaften 

mit festen Mitgliedern mit der Thematik Live-Rollenspiel (live action role play), der darstellenden Künste des Mittelalters, 

der mittelalterlichen Musik, des mittelalterlichen Schwertfechtens, der historischen Schaustellerei (Theater, Akrobatik, 

Feuerspucken, Tanz, etc.) auch vor Publikum und allen damit verbundenen körperlichen Ertüchtigungen, ebenso für weitere 

Betätigungsfelder des lebendigen Mittelalters sowie der Brauchtumspflege historisch überlieferter Gepflogenheiten 

insbesondere durch die Nutzung einer gemeinsamen Vereinshaftpflicht- und Veranstalterhaftpflichtverscherung und der 

finanziellen Förderung des gemeinnützigen Vereins Schwert & Mieder e.V. in Form von Spenden und erwirtschafteten 

Überschüssen. Kontaktpflege zu anderen in- und ausländischen Verbänden oder Organisationen mit gleicher Zielrichtung.  

Der Verband ist politisch und konfessionell neutral. 

2. Mittelverwendung 

Mittel des Verbands dürfen nur für satzungsmäßige Zwecke verwendet werden. Finanzielle Überschüsse des Verbands werden 

als Spende an den gemeinnützigen Verein „Schwert & Mieder e.V.“ am Ende des Geschäftsjahres überwiesen. Weitere 

Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus den Mitteln des Verbands. Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck 

fremd sind, oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden.  

 3. Aufgaben 

Zu den vorrangigen Aufgaben des Verbands gehören insbesondere: 

● die fianzielle Unterstützung des Schwert & Mieder e.V. in Form von Spenden durch erwirtschaftete Überschüsse 

● die Bereitsstellung einer Vereinshaftpflichtversicherung für angeschlossene Mitglieder 

● die Bereitstellung einer Veranstalterhaftpflichtversicherung für angeschlossene Mitglieder 

● die Unterstützung angeschlossener Mitglieder im Schadens- und Versicherungsfall 

§ 3 Mitgliedschaft 

Verbandsmitglieder können natürliche, volljährige Personen, aber auch juristische Personen werden. Jugendliche unter 18 

Jahren bedürfen der Zustimmung der/des gesetzlichen Vertreter/s.  

Mitglieder des Verband sind: 

● Erwachsene Einzelpersonen (nur als reine Fördermitglieder) 

● Jugendliche Einzelpersonen (ab dem vollendeten 16. Lebensjahr nur als reine Fördermitglieder) 

● Juristische Personen (Gewählte Vertreter von eingetragenen Vereinen, nicht eingetragenen Vereinen und 

Interessensgemeinschaften), 

soweit eine von der Vorstandschaft beschlossene Beitrittssatzung keine abweichende Regelung enthält. 

1. Die Mitglieder sind verpflichtet, die Verbandssatzung anzuerkennen, die Zwecke des Verbands zu fördern und zu 

unterstützen, die festgesetzten Mitgliedsbeiträge und Umlagen rechtzeitig zu entrichten, die Anordnungen des Vorstands und 

die Beschlüsse der Mitgliederversammlung zu respektieren, den Verbandsfrieden zu fördern und zu wahren.  

2. Die Aufnahme in den Verband ist schriftlich per Mitgliedsantrag oder formlos zu beantragen. Über den Aufnahmeantrag 

entscheidet die Vorstandschaft. Die Ablehnung des Aufnahmeantrags kann dem Antragsteller ohne Angabe von Gründen 

schriftlich per E-Mail oder brieflich auf dem Postweg mitgeteilt werden.  

3. Die Mitgliedschaft endet mit dem Tod des Mitglieds, durch freiwilligen Austritt, Ausschluss aus dem Verband oder Verlust 

der Rechtsfähigkeit der juristischen Person. 

a) Der freiwillige Austritt erfolgt durch schriftliche Erklärung gegenüber einem vertretungsberechtigten Mitglied des 

Vorstands. Er ist nur unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von drei Monaten zum Ende eines Kalenderjahres zulässig. Die 

Mitgliedschaft ist nicht übertragbar. 
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b) Der Ausschluss aus dem Verband und der Streichung von der Mitgliederliste erfolgt 

● wenn das Mitglied trotz zweimaliger Mahnung an die zuletzt bekannte Adresse länger als drei Monate mit seiner fälligen 

Beitragszahlung in Verzug ist,  

● bei grobem Verstoß gegen die Satzung oder Verbandsrichtlinien, 

● wegen begründeter Bedenken zur Wahrung des Verbandsfriedens, 

● wegen unehrenhaften Verhaltens innerhalb oder außerhalb des Verbandslebens, wenn hierdurch die Interessen und das 

Ansehen des Verbands in der Öffentlichkeit oder verbandsintern schwerwiegend beeinträchtigt werden. 

Der Ausschluss eines Mitglieds aus dem Verband wird durch die Vorstandschaft mit einfacher Stimmenmehrheit beschlossen 

und dem betreffenden Mitglied schriftlich per eingeschriebenen Brief mitgeteilt. Hiergegen kann das Mitglied innerhalb eines 

Monats nach Zugang des Ausschlussschreibens schriftlich Berufung an die Mitgliederversammlung einlegen. Diese entscheidet 

mit einfacher Mehrheit endgültig. Bis zum Abschluss dieses verbandsinternen Verfahrens ruhen sämtliche Rechte des 

Mitglieds. 

Mit Beendigung der Mitgliedschaft erlöschen alle Ansprüche aus dem Mitgliedschaftsverhältnis, unbeschadet des Anspruchs 

des Verbands auf bestehende Forderungen. 

§ 4 Mitgliederbeiträge/Umlagen 

Von den Mitgliedern werden Beiträge erhoben, deren Höhe und Fälligkeit vom Vorstand mit einfacher Stimmenmehrheit 

beschlossen wird und in einer gesonderten Beitragsordnung seine Gültigkeit erhält.  

Zur Abdeckung besonderer finanzieller Aufwendungen können nur nach Zustimmung durch die Mitgliederversammlung 

Umlagen erhoben werden.  

§ 5 Rechte der Mitglieder 

Mitglieder ab der Anerkennung der staatlichen Volljährigkeit haben das aktive Stimmrecht in der Mitgliederversammlung.  

Die stimmberechtigten Mitglieder haben das Recht, dem Vorstand und zur Mitgliederversammlung Anträge zu unterbreiten. 

Anträge zu Satzungsänderungen müssen dem Vorstand sechs Wochen vor der Mitgliederversammlung eingereicht werden. 

Im Übrigen gilt § 7 dieser Satzung. 

Alle Mitglieder sind berechtigt, an den Veranstaltungen des Verbands teilzunehmen. 

Eine Übertragung des Stimmrechts ist ausgeschlossen. 

§ 6 Organe des Verbands 

Die Organe des Verbands sind: 

● Mitgliederversammlung 

● Vorstand 

§ 7 Mitgliederversammlung 

Die Mitgliederversammlung ist das oberste Organ des Verbands. Ihre Beschlüsse sind für alle Mitglieder und Organe bindend. 

Die Mitgliederversammlung hat das Recht, gefasste Beschlüsse wieder aufzuheben. 

Die ordentliche Mitgliederversammlung ist alle vier Jahre, nach Möglichkeit in der ersten Jahreshälfte nach Abschluss des 

Verbandsjahres, vom Vorstand einzuberufen. Alle Mitglieder sind unter Bekanntgabe der Tagesordnung und unter Einhaltung 

einer Frist von mindestens acht Wochen einzuladen. 

Die Einladung zur ordentlichen Mitgliederversammlung hat schriftlich per Mail oder brieflich auf dem Postweg an die 

Mitglieder zu erfolgen. Maßgeblich ist die letzte dem Verband mitgeteilte Mailadresse, bzw. Postanschrift.  

Der Vorstand kann jederzeit eine außerordentliche Mitgliederversammlung einberufen. Hierzu ist er verpflichtet, wenn dies 

ein Viertel der stimmberechtigten Mitglieder schriftlich unter Angabe von Gründen beantragt. In diesem Fall sind alle 

Mitglieder unter Bekanntgabe der Tagesordnung und unter Einhaltung einer Frist von mindestens vier Wochen einzuladen. Der 

obige Absatz 3 dieser Vorschrift mit den Einladungsvorgaben gilt entsprechend. 

Anträge zur Mitgliederversammlung sind spätestens zwei Wochen vor der Mitgliederversammlung beim 1. Vorsitzenden 

schriftlich per Email oder brieflich auf dem Postweg einzureichen, soweit die Satzung keine andere Frist vorschreibt. 

Die Berücksichtigung verspäteter schriftlicher Anträge zu Mitgliederversammlungen ist nur möglich, wenn jeder einzelne 

Antrag von mindestens der Hälfte der anwesenden stimmberechtigten Verbandsmitglieder durch Beschluss nach Abstimmung 

zugelassen wird und der Antrag keine qualifizierte Mehrheit verlangt (Dringlichkeitsantrag). 
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Die Mitgliederversammlung ist beschlussfähig unabhängig von der Zahl der erschienen Mitglieder. 

§ 8 Aufgaben der Mitgliederversammlung 

Die Mitgliederversammlung ist für folgende Angelegenheiten zuständig: 

● die Wahl des Vorstands; 

● die Entgegennahme des Jahres- und Kassenberichts des Vorstands, des Berichts der Kassenprüfer und Erteilung der 

Entlastung; 

● die Wahl von bis zu zwei Kassenprüfern; 

● die Beschlussfassung über Satzungsänderungen und alle sonstigen ihr vom Vorstand unterbreiteten Anträge; 

● weitere Aufgaben, soweit sich dies aus der Satzung oder nach Gesetz ergeben. 

§ 9 Beschlussfassung der Mitgliederversammlung 

Die Mitgliederversammlung fasst ihre Beschlüsse mit einfacher Mehrheit, soweit sich aus der Satzung (insbesondere § 5) oder 

dem Gesetz nichts anderes ergibt. Eine Vertretung zur Stimmabgabe ist unzulässig. Juristische Personen können sich durch 

ausgewiesene vertretungsberechtigte Personen vertreten lassen. Die Mitgliederversammlung ist unabhängig von der 

erschienen Anzahl der stimmberechtigten Mitglieder beschlussfähig. 

Satzungsänderungen und die Auflösung des Verbands bedürfen einer Mehrheit der Stimmen von drei Vierteln der anwesenden 

stimmberechtigten Mitglieder. 

Die Beschlussfassung erfolgt durch offene Abstimmung, auf Antrag eines der anwesenden Mitglieder erfolgt sie in geheimer 

Abstimmung. 

Die Stimmenthaltung bleibt außer Betracht. 

Kommt es bei der Wahl der Vorstandsmitglieder oder bei der Wahl der Kassenprüfer zu Stimmengleichheit, so findet eine 

Stichwahl statt. Bringt auch diese keine Mehrheit für einen Kandidaten, so wird durch Los entschieden. 

Den Vorsitz in der Mitgliederversammlung führt der 1. Vorsitzende, bei dessen Verhinderung der 2. Vorsitzende. Der 

Vorsitzende ist berechtigt, für einzelne Tagesordnungspunkte den Vorsitz/die Leitung an eine andere Person zu übertragen. 

§ 10 Vorstand 

Der Vorstand besteht aus dem 1. und dem 2. Vorsitzenden. Sie vertreten den Verband im Sinne des § 26 BGB gerichtlich und 

außergerichtlich und zeichnen als gesetzliche Vertreter. Beide Vorstände sind einzeln vertretungsberechtigt. Ein erweiterter 

Vorstand ist für die Wahrung der Geschäftstüchtigkeit des Verbands nicht erforderlich. 

§ 11 Wahl des Vorstands 

Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung für die Dauer von vier Jahren gewählt. Er bleibt bis zur Neu- bzw. 

Wiederwahl des nachfolgenden Vorstands im Amt. Vorstandsmitglieder können nur Mitglieder des Verbands werden. 

Außerdem ist es möglich einen Geschäftsführer einzusetzen. 

Scheidet ein Mitglied des Vorstands nach § 26 BGB während der Amtsperiode vorzeitig aus, so bestimmt die erweiterte 

Vorstandschaft durch Beschluss mit einfacher Mehrheit ein kommissarisches Vorstandsmitglied bis zur nächsten 

Mitgliederversammlung. 

Mit Beendigung der Mitgliedschaft im Verband endet automatisch auch das Amt als Vorstand. 

§ 12 Aufgaben und Zuständigkeiten des Vorstands 

Dem Vorstand sind alle Aufgaben des Verbands übertragen, die nicht satzungsgemäß in die Zuständigkeit anderer 

Verbandsorgane fallen. Der Vorstand kann intern eine Aufgaben- und Zuständigkeitsregelung festgelegen. Dem Vorstand 

obliegt insbesondere der Umgang mit Behörden und Verbänden, die Entscheidung über alle Vertragsabschlüsse, deren 

Änderung und Kündigung sowie alle weiteren rechtsgeschäftlichen Verpflichtungen. 

Zur Zuständigkeit des Vorstands gehören: 

● Entscheidung über die Aufnahme neuer Mitglieder; 

● Durchführung der Beschlüsse der Mitgliederversammlung; 

● Delegation von Aufgaben und Einsetzung von Ausschüssen; 

● Planung und Durchführung von Verbandsveranstaltungen; 

● Repräsentation des Verbands; 
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● Vorprüfung der Gewinn- und Verlustrechnung, Haushaltsansätze, Finanzplanung; 

● Schlichtung aller Streitigkeiten innerhalb des Verbands und Entscheidung über alle erhobenen Widersprüche; 

§ 13 Sitzungen der  Vorstandschaft 

Die Vorstandschaft beschließt in Sitzungen, die vom 1. oder 2. Vorsitzenden einberufen und geleitet werden. Die Vorlage 

einer Tagesordnung ist nicht notwendig. 

Die Vorstandschaft ist beschlussfähig, wenn mindestens ein zur Vertretung berechtigtes Mitglied anwesend ist. Die 

Abstimmungen erfolgen mit einfacher Mehrheit. Auf Antrag wird geheim abgestimmt. Bei Stimmengleichheit entscheidet die 

Stimme des 1. Vorsitzenden, bei dessen Abwesenheit die des 2. Vorsitzenden. 

§ 14 Kassenprüfer 

Die Kassenprüfer werden von der Mitgliederversammlung auf die Dauer von vier Jahren gewählt. Sie dürfen nicht Mitglieder 

der Vorstandschaft sein. Sie haben das Recht, die Verbandskasse und die Buchführung jederzeit zu überprüfen. Über die 

Prüfung der gesamten Buch- und Kassenführung haben sie der Mitgliederversammlung Bericht zu erstatten. Das Prüfungsrecht 

erstreckt sich nur auf die buchhalterische Richtigkeit, nicht auf die Zweckmäßigkeit der Vorgänge. Sie können nur einmal 

wieder gewählt werden. 

§ 15 Protokollierung 

Der Verlauf der Mitgliederversammlung sowie der Vorstandssitzungen sind zu protokollieren. Das Protokoll der 

Mitgliederversammlung wird vom Schriftführer und vom Versammlungsleiter unterzeichnet. Die Protokolle der 

Vorstandssitzungen sind von einem vertretungsberechtigten Vorstand abzuzeichnen. Die Vorstandsprotokolle und der 

Mitgliederversammlung hat der Vorstand aufzubewahren. 

§ 16 Auflösung des Verbands 

Über die Auflösung des Verbands beschließt eine zu diesem Zwecke besonders einberufene Mitgliederversammlung mit einer 

Mehrheit von drei Vierteln der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder, vorausgesetzt mindestens ein Viertel aller 

stimmberechtigten Mitglieder ist anwesend. Ist diese Zahl nicht erreicht, muss innerhalb von zwei Wochen eine neue 

Mitgliederversammlung einberufen werden, die alsdann mit einer Mehrheit von drei Vierteln der anwesenden 

stimmberechtigten Verbandsmitglieder die Auflösung beschließt. 

Die Mitgliederversammlung ernennt zur Abwicklung der Geschäfte Liquidatoren. 

Bei Auflösung des Verbands fällt das Vermögen des Verbands an den Schwert & Mieder e.V. 

Wird mit der Auflösung des Verbands nur eine Änderung der Rechtsform oder eine Verschmelzung mit einem anderen 

gleichartigen Verband angestrebt, wobei die unmittelbare ausschließliche Verfolgung des bisherigen Verbandszweckes durch 

den neuen Rechtsträger weiterhin gewährleistet wird, geht das Vermögen auf den neuen Rechtsträger über. 

Vor Durchführung der Auflösung und Weitergabe des noch vorhandenen Verbandsvermögens ist zunächst das Finanzamt zu 

hören. 

 
 


